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Lehrplan 21 
wird überarheitet 

Erkenntnisse aus der Konsultation 

msc. · Die Erziehungsdirektoren der 
Deutschschweiz wollen den Lehrplan 
21 gründlich überarbeiten. Angesetzt 
wird beim Umfang, der um 20 Prozent 
reduziert wird. Anforderungen sollen 
teilweise sinken. Struktur und Kompe­
tenzmodell bleiben erhalten. Wie die 
Zürcher Bildungsdirektorin Regine 
Aeppli (s p.) im Interview sagt, w er de es 
keine Light-Version des Lehrplans ge­
ben. Sie aussert sich zudem zur Umset­
zung. Ein Demokratiedefizit gebe es 
beim Lehrplan 21 nicht, sagt Aeppli. 

Schweiz, Seite 11 
Ziirich und Region, Seite 19 

IGew verspricht 
Dezentralisierung 

Treffen ]azenjuks in Donezk 

ruh. Prag · Der ukrainische Minister­
prasident Jazenjuk hat den ostukraini­
schen Regionen mehr Kompetenzen zur 
Selbstverwaltung versprochen. Dezen­
tralisierung bedeute aber nicht Fodera­
lisierung na eh Moskauer Vorstellungen, 
hiess es seitens seiner Regierung bei 
einem Treffen in Donezk mit Führern 
ausPolitik und Wirtschaft der Gebiete 
Donezk, Luhansk und Charkiw. Die 
militanten Separatisten, die in der Re­
gion mehrere Gebiiude staatlicher Insti­
tutionen besetzt halten, kamen einem 
Aufruf zur Riiumung nicht nach. 

International, Seite 3 

«Die Armee soll 
geschwacht werden» 

Bundesrat Maurer zum Gripen 

rz, · Fachlich gebe es keine stichhalti­
gen Argumente gegen die Beschaffung 
des Kampfjets Gripen, sagt Verteidi­
gungsrninister Ueli Maurer im Inter-
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Stunde der Wahrheit in Latein 
Wirtschafilich kann Lateinamerika auf ein goldenes ]ahrzehnt zurückblicken. Di, 

Chance zur Reduzierung der Armut wurde aber sehr unterschiedlich wahrgenomme 

Lateinamerika hat sich seit der Jahrtausendwende hervor­
ragender wirtschaftlicher Rahmenbedingungen erfreuen kon­
nen. D er Kontinent, der bis heute in erster Linie vom Export 
von Rohstoffen lebt, profitierte von einer ungewohnlichen 
Hausse an den internationalen Miirkten. So stieg etwa der 

Preis der Sojabohnen, des grünen Goldes von Brasilien und 
Argentinien, auf das Dreifache. Das venezolanische Erdol 
verteuerte sich um den Faktor vier, und der Preis von Kupfer, 
das für die chilenische und die peruanische Wirtschaft von 
grosser Bedeutung ist, stieg gar auf das F ünffache. Das da­
durch ausgelüste Wachstum zog zudem vermehrt zinsgünsti­
ges Kapital internationaler Investoren in die Region, insbe-

. sondere nach der weltweiten Firianzkrise von 2008. Inzwi­
schen hat sich das Blatt aber,gewendet. Die allmiihliche wirtc 
schaftliche Erholung in Europa und in den USA sowie eine 
von Brasilien ausgehende Abschwachung der Konjunktur in 
der Region bewirkten, dass vermehrt wieder Kapital aus 
Lateinamerika abgezog�n wird. Auch die Rohstoffpreise Iie­
gen wieder un t er d en Hochstmarken. Für dieses Jahr erwarten 
fast alle Staaten einen Rückgang der Zuwachsrate. 

Armut als Entwicklungshemmnis 

Was aber hat Lateinamerika aus dem «goldenen Jahrzehnt» 
. gemacht? Es ist die Region mit den grossten sozialen Un­

gleichheiten. Die Ursachen dafür gehen zurück bis in die 
Kolonialzeit oder teilweise sogar davór. Die Kolonialherren 
schrieben die Ungleichheit sozusagen institutionell fest, in­
dem sie den Einwohnern j e nach Herkunft und Rasse unter­
schiedliche wirtschaftliche T iitigkeiten- und damit auch vollig 
ungleiéhe Einkommensaussichten- zuwiesen. Die grosse Un­
gÍeichheit und die grosse Armut sind nicht nur mit der 
menschlichen Würde unvereinbar. Sie bilden auch ein wichti­
ges Hindernis für die politische l)lld wirtschaftliche Entwick� 
lung der Regiçm. So sind etwa grosse Teile der Gesellschaft 
von einer qualitativ akzeptablen Bildung oder einem funktio­
nierenden Gesundheitssystem ausgeschlossen. Wenn aber ein 
substanzieller Teil der heranwachsenden Generationen keine 
vernünftige Schulbildung erhiilt, konnen die betroffenen Liin­
der ihr Potenzial nicht ausschopfen. Wer keine ausreichende 
Gesundheitsversorgung besitzt, wird im Arbeitsprozess nicht 
die volle Leistung erbringen. Schliesslich sin d Armut und Un­
gleichheit auch Ursachen für di e hohen Kriminalitatsraten. 

Es ist deshalb in Lateinamerilca weitgehend unbestritten, 
dass die Bekampfung von Armut und Ungleichheit zu den 
wichtigsten langfristigen Prioritaten jeder Regierung gehoren 
muss. Der Boom der letzten zehn bis fünfzehn Jahre bot die 
einmalige Chance, dieses jahrhundertealte Problem endlich 

einen Mittelweg: eine sozialde 
gie mit umfassenden staatlicheJ 
der unteren Schichten, aber gl 
merfreundlichen Politik, begl 
Massnahmen. 

Anhiinger des staatsinterv1 
Argentinien und Venezuela en 
Züge und dessen wirtschaftlic 
Argument, die betreffenden R 
viel zur Reduktion von Atmut 
Blick auf die Statistiken - etw 
der U no für Lateinamerika ode 
dass die Armut in den meister 
letzten Jahren deutlich abgenon 
weniger eine Folge von spezifiE 
vielmehr des Geldsegens infolg 
Weltbank ist der Anteil der B< 
der Karibik, die in Armut le ben 
41 auf 28 Prozent gesunken. R 
sind dort in den letzten zehn : 
Auch die ungleiche Verteilung 
Weltbank abgenommen. Der Zl 
verwendete Gini-Koeffizient ist 
schen 2000 un d 2010 von 0,57 a1 

Die venezolanisch-argt. 

Die reine Veranderung der Proz 
ren sagt allerdings wenig aus üb1 
mutsreduktion. Ist die Verbesser 
Subventionierung der Bedürfti1 
Staatskassen? Oder gründet sie 
tungssteigerung der Volkswirts 
nach einem Ende des Exportbo 
konkurrierenden wirtschaftspol 
schen namlich die Stunde der W. 
nien und Venezuela haben zwa: 
hochsten Wachstumswerte gener: 
ihre Wirtschaften mittelfristig 1 
Staatsinterventionismus regelrec: 
leiden heute an einer galoppien 
Wertzerfall ihrer Wiihrungen, an 
Warenangebot und an ungenü 
Wachstumsraten sind inzwischen 
fallen. Brasilien hat im regiom 
wachstumsraten erzielt und lciimJ 
menden, geringen Wachstum. Irr 
an den Fieberzustanden. die Ar!!< 
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Korrekturen bei Umfang und Anforderungen 

W ie geht es weiter mit dem 
Lehrplan 21? Nach Auswertung 
der Antworten aus der Konsulta­
tian steht für die Deutschschwei­
zer Erziehungsdireictoren fest, 
dáss sie auf dem richtigen Weg 
sind. Sie nehmen allerdings 
wichtige Korrekturen vor. 

Michael Schoenenberger 

Eines vorneweg: An den grundlegenden 
Dingen wird im Lehrplan 21 nicht gerüt­
telt, wenn er jetzt in eine Überarbei­
tungsphase eintritt. Das K.ompetenz­
modell - auch als Paradigmenwechsel 
bezeichnet - bleibt; ebenso wie Aufbau 
und Struktur des Plans. Wie Christian 
Amsler am Freitag vor qen Medien in 
Zürich begründete, teilt die ganz grosse 
Mehrheit jen er, die sich in der Konsulta­
tian zu Wort gemeldet ha ben, die einge­
schlagene Richtung. Der Prasident der 
Erziehungsdirektorenkonferenz der 
Deutschschweiz (D-EDK) betonte wei­
ter, eine Einschrankung der Methoden­
freiheit sei damit nicht verbunden. 

20 Prozent weniger 

Insgesamt sind rund 1000 Stellungnah­
men zum Lehrplan 21 eingegangen (bei 
der D-EDK waren es 160), und nur in 
Einzelfallen erfuhr dieser eine grund­
satzliche Ablehnung. «Es drangt sich 
darum keine grundlegende Ànderung 
auf», sagte Amsler. Allerdings will man 
Kritik nun teilweise aufnehmen und in 
der Überarbeitung, die im September 
abgeschlossen sein soll, berücksichti­
gen. Aus der Sicht der D-EDK müssen 
bei Umfang und Detaillierungsgrad, 
teilweise bei der Hi:ihe der Anforderun­
gen, bei der ungenügenden Sichtbarkeit 
des Wissens als Grundlage einer Kom­
peteilZ sowie bei ideologischen Inhalten 
und weltanschaulichen Themen Kor­
rekturen stattfinden. Beachtet würden 
sodann eine Vielzahl von Rückmeldun­
gen zu fachlichen Details. 

So wird der Lehrplan 21 um 20 Pro­
zent gekürzt, zum einen inhaltlich, zum 
anderen durch Beseitigung von Doppel­
spurigkeiten. Kompetenzen oder Kom­
petenzstufen, die <<zusammengehi:iren», 
werden zusammengeführt. In einzelnen 
Fachbereichen wird der Detaillierungs­
grad angepasst, der Kompetenzaufbau 
erfolgt weniger ldeinschrittig. Fast alle 
Fachbereiche müssen Umfange reduzie-

. ren, so auch Deutsch und Mathematilc. 

In anderen Bereichen werden·Reduk­
tionen zunachst geprüft. 

In ausgewahlten Bereichen wird çias 
Niveau der Anforderungen gesenkt. 
Die Rede ist · zudem nicht mehr vom 
Mindest-, aber vom Grundanspruch. 
Das ist mehr als nur Semantik. Dieser 
nãrnlich muss von Schülerinnen und 
Schülern <<in der Regel» erreicht wer­
del)., spatestens bis zum Ende des jewei­
ligen Zyklus. Noch nicht restlos klar 
scheint, wie weit die Relativierung der 
Ansprüche gehen wird. Explizit ge­
nannt wird eine zeitliche Flexibilisie­
rung, womit dem Umstand Rechnung 
getragen würde, dass Lernende mit 
unterschiedlichen Tempi vorwartskom­
men. Sodann ki:innen Grundansprüche 
für <<einzelne», schwache Schülerinnen 
und Schüler <<bei Bedarf» nach unten 
angepasst werden. Hie�r wird wohl e in_. 
Jekami zu vermeiden sein. Weiter ist 
darauf zu achten, dass es nicht zur Be­
griffsverwirrung kommt: Im Lehrplan 
21 wird von Grundansprüchen, in den 
nationalen Bildungsstandards von 
Grundkompetenzen die Rede sein, die 
dann auch noch in den Lehrplan 21 ein­
zuarbeiten sind. Wer wird kompetent 
genug sein, dies alles analytisch genau 
auseinanderzuhalten? 

Der Kritik, dass <<das Wissen>> im 
Lehrplan 21 zu kurz komme, wird im 
Fachbereich Nat�/Mensch/Gesell­
schaft insbesondere im 3. Zyklus begeg­
net. Hier wird das «Kernwissen>> klarer 
herausgearbeitet und dargestellt. Gene­
rell wird jedoch darauf verwiesen, dass 
jede Kompetenz an sich schon Wissen 

\l_ voraussetze. Konkretes Wissen - etwa 
zur Gründung des Schweizerischen 
Bundesstaats- werde dann in den Lehr­
mitteln beschrieben, sagte die Projekt­
leiterin Kathrin Schmocker zur NZZ; 

Begrenzte M:odule 

Teilweise sind die Inhalte des Lehrplans 
21 ideologisch gefarbt. Nun wird fest­
gehalten, dass . «die Vermittlung von 
spezifischen Haltungen und Einstellun­
gen nicht Gegenstand des Lehrplans 21 
ist>> . Man wird die Macher beim Wort 
nehmen dürfen. Wichtig ist schliesslich, 
dass ICT/Medien und Berufliche Orien­
tierung neu als zeitlich und inhaltlich' 
begrenzte Module den Weg ins Klassen­
zimmer finden. Für die Berufsorientie­
rung müssen weiterhin 39 Lektionen ge­
nügen. Die Kantone konnen · darüber 
hinausgelien. Für ICT/Medien wird ein 
i:vlodullehrplan ausgearbeitet. 

Interview mit Regine Aeppli Seite 19 
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Gripe�!_ lln Gegenwind 
Laut SRG-Umfrage stOsst Mindestlohn auf werâg Zuspruch 

Gemass dem ersten Trend­
barometer zu den Abstimmungen 
�om 18. Mai liegen zurzeit die 
Gegner der Gripen-Beschaffung 
und des nationalen Mindestlohns 
vome. Bei den anderen Vorlagen 
scheinen di e Meinungen gemacht. 

sig. · In einer reprasentativen Umfrage 
von GfS-Bern im Auftrag der SRG 
gaben Ende Marz 52 Prozent der Be-

nach Partei,Affinitat deutet darauf hin, 
dass es nur bei der SVP eine solide 
Mehrheit für den Gripen gibt. 

Fast identische Mehrheitsverhãltnis­
se (52 zu 40 Prozent) hat das GfS-Insti­
tut bei der Mindestlohninitiative ermit­
telt, ebenfalls auf einem hohen Stand 
der Meinungsbildung. Lohngerechtig­
keit contra Arbeitsplatzverlust sind die 
Hauptargumente. Die Zustimmung .in 
der Westschweiz und im Tessin ist deut­
lich hi:iher als in der Deutschschweiz. 

74 Prozent der Befragten gaben an, 

Im bernischen Mühleberg liegt nicht das grosste, aber das umstrittenste AKW des Landes. ALESSANDRD DELLA 

BUNDESGERICHT 

si eh 
Ausbau des Rechtsschutzes mit moglicherweise weitreichenden Folgen 

Die Anwohner des AKW Mühle­
berg konnen am Verlahren um 
Schutzmassnahmen mitwirken. 
Der hochstrichterliche Entscheid 
zugunsten von mehr Rechts­
schutz wirlt Fragen auf. 

fon. Lausanne · Gegen denBetrieb des 
Atornkraftwerks Mühleberg wird nicht 
nur mit politischen Mitteln gekãmpft, 
sondern auch mit rechtlichen. So ver­
suchen Anwohner, unterstützt von Um­
weltorganisationen, die für 2019 vorge­
sehene Abschaltung des AKW auf ge­
richtlichem Weg vorzeitig zu erwirken. 
Welche prozessualen Rechte ihnen da­
bei zustehen, mit dieser Frage hat sich 
am Freitag das Bundesgericht befasst. 

Konkret ging es bei der offentlichen 
Urteilsberatung um die Frage, inwieweit 
sich Anwohner gegen sicherheitsrele­
vánte Beurteilungen des Eidgeni:issi­
schen Nuklearsicherheitsinspektorats 
(Ensi) zur Wehr setzen ki:innen. Das 
Ensi hatte 2011 die Massnahmen des 
AJ(W Mühleberg zum Schutz vor extre­
mem Hochwasser als genügend erach­
tet. Zwei Anwohner waren damit nicht 
einverstanden und kritisierten, dass die 

.Fachbehorde grundlegende Prinzipien 
der nuldearen Sicherheit missachte. Sie 
verlangten vom Ensi den Erlass einer 
beschwerdefahigen Verfügung, was die-

ses ablehnte. Der Fall landete über das 
Bundesverwaltungsgericht, das den An­
wohnern recht gab und vom Ensi eine 
materielle Beurteilung der Sache ver­
langte, beim Bundesgericht. 

Grundlage der Diskussion in der 
n. Offentlichrechtlichen Abteilung bil­
dete eine vergleichsweise junge Bestim­
mung des Verwaltungsverfahrensgeset­
zes (Verfügung über Realakte), zu der 
noch keine erprobte Rechtsprechung 
besteht. Die Beratung war dern1 über 
weite Strecken von Fragen gepragt, auf 
die nur teilweise klare Antworten ge­
geben wurden. Die erwiihnte Gesetzes­
norm zielt darauf ab, den Rechtsschutz 
gegenüber behi:irdlichem Handeln zu 
verbessern, indem Personen, die ein 
schutzwürdiges Interesse haben, von 
der Verwaltung eine Verfügung erwir­
ken ki:innen - denn ohne gerichtlich an-

. fechtbare Verfügung gibt es keinen 
Rechtsschutz. 

Unter den Richtern umstritten war, 
wer sich auf diese Bestimmung soll be­
rufen ki:innen und wie streng die Legiti­
mation gefasst sein muss, um nicht ·der 
unzulassigen Popularbeschwerde Tür 
und Tor zu offnen und di e Verwaltung in 
ihrem alltaglichen Handeln zu blockie­
ren. Einer der íiinf mitwirkenden Rich­
ter warnte davor, den Kreis der prozes­
sual berechtigten Personen zu weit zu 
ziehen und vorliegend auf die Mühle­
berg-Anwohner auszudehnen. Deren 

Risiko, Opfer eines Reaktor 
werden, sei enorm klein und 
sich allein noch lceine Beeint1 
dar, di e zur Teilnahme am 
um Schutzmassnahmen berec 
dei-nfalls ki:innte jeder, der 
abstrakten Gefahrdung ü 
schnittlich betroffen sei - et 
Nahe eines Stausees oder in e 
schneise wohne -, denselben 
geltend machen. Die Meb 
Richter sah dies indes.anders. 
sei ein besonderer Gefahrei 
die Anwohner stünden in ein( 
Beziehung dazu, hiess es etw 
Zudem ki:inne das Bundesg 
Anforderungen auch wieder 
sollte es zu einer Flut von se 
schwerden lcommen. 

Das Bundesgerichtsurteil 
kret zur Folge, dass das Em 
wãnde der Anwohner inhaltl 
muss. Sollte es deren Kritilc ni 
konnen die Anwohner den I 
Bundesverwaltungsgericht ru 
Bundesgericht weiterziehen 
Türen der Entscheid darüb 
aufstosst, ist no eh nicht abseh 
dings ist klar, dass der Be 
AJ(W erheblich erschwert wü 
te jede àlltagliche sicherheit 
Handlung des Ensi nun pl6t< 
fochten werden. 

Urteii2C_255/2013 vom 11. 4.14. 

AJ(W-Sicherheit wird jetzt haufiger vor Gericht verhand 
dsc. · Die Auswirkungen des Bundes­
gerichtsurteils sind noch offen. Das Eid­
. geni:issische Nuklearsicherheitsinspekto­
rat (Ensi) muss nun eine Verfügung zum 
Entscheid ausstellen, wonach im Kata­
strophenfali für die Notkühlung des 
AJ(W Mühleberg auch der Einsatz <<mo­
biler Pumpen>> -berücksichtigt werden 
kann. Aus Sicht der AI(W-Gegner ver­
sti:isst dies gegen internationale Regel­
werke, die feste Installationen verlang­
ten. Doch das jüngste Urteil des Bundesc 

ausgestellt werden. Diese konnte dann 
beim Bundesverwaltungsgericht sowie 
beim Bundesgericht materiell angefoch­
ten werden. Wegen Bagatellen sei dies 
nicht moglich, wohl aber wegen <<abs­
trakter Gefahren>> wie etwa erhi:ihter 
U nfallrisiken. 

Wie der Greenpeace-Kampagnen­
führer Florian Kasser erklãrt, dürfte das 
Bundesgerichtsurteil áber keine <<Flut 
von Rekursen>> ausli:isen, schlie�slich sei 
deren Abfassung aufwendig. Green-

wege komplexer und unbere 
werden. Juristische Konflikte · 
Sicherheit gab es schon bish< 
2012 war vom Bundesverw 
richt die Praxis beansümde 
dass das Departement für Urr 
kehr, Energie und Komn 
(Uvek) keine Sicherheitsüber 
durchführt, sondern sich dab 
Ensi stützt. Jenes Urteil wurd( 

Bundesgericht schliesslich m 

Weiterhin gültig ist ein Urte 
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Für Bildungsdirektorin Regine Aeppli ist der Lehrplan 21 padagogisch und politisch ein richtiger Schritt 

SP 
Frauenfra� 

Wahlkampfstrategie for 201 

Die Zürcher Bildungsdirektorin 
schweigt nach wie vor zu ihren 
persõnlichen Zukunftsplanen. 
Für die Schule der Zukunft emp­
:fiehlt sie den Lehrplan 21. Und 
zu seiner Umsetzung im Kanton 
Zürich zwischen 2017 und 2021 
hat sie konkrete Vorstellungen. 

Frau Aeppli, w as ist für Sie das Wichtige, 
das Neue am Lehrplan21 (LP 21): etwas 
Piidagogisches oder etwas Politisches? 
Es ist beides: Das padagogisch Neue ist 
die konsequente Kompetenzorientie­
rung, die sich als Grundprinzip durch 
alle Fachbereiche durchzieht. Es ist 
eine Chance für die Volksschule, dass 
alle· Kantone unserer Sprachregion die­
ses. erziehungswissenschaftlich fundier­
te Prinzip übernehmen. Politisch ist die 
Harmonisierung der Lehrplane, nach 
über 150 Jahren rein kantonaler Bil­
dungshoheit ein grosser Schritt. 

Der LP 21 sei ein «akademisches Mons­
trum» wurde po!emisch geschrieben. 

· Wird bei 550 Seiten und 4753 Kompeten-
zen überreguliert? • 

Bei der Erarbeitung wollten wir die Pra­
xis stark einbeziehen. In allen Fach­
teams arbeiteten Lehrpersonen mit. 
Kiar ist, dass die Beteiligten ihren eige­
nen Fachbereich ganz besonders gut 
und gründlich ausgestaltet haben woll­
ten. Die Steuergruppe LP 21 teilt die 
Kritik an der zu grossen Anzahl von 
Kompetenzbeschrieben bis zu einem 
bestimmten Grad. Deshalb ist jetzt der 
Auftrag erteilt worden, den Lehrplan 
um 20. Prozent zu kürzen. 

Wird es eine Light-Version für den 
Schulalztag geben? 
Nein, darauf verzichten wir. Es soll aber 
eine Broschüre für Eltern und Schul­
behõrden geben. Die Lehrerinnen und 
Lehrer kõnnen sich am Computer rasch 
einen Überblick verschaffen, indem 
sie die entsprechenden Kompetenzbe­
schriebe aufschalten. Klare, leicht greif­
bare Vorgaben sind eine der Stiirken-des 
LP 21. Selbstverstandlich gehõren im­
mer auch entsprechende Inhalte dazu. 
Kompetenz heisst, dem Wissen entspre­
chend handeln zu kõnnen. 

Konnen Çlie Zürcher Lehrpersonen 
kompetenzorientiert unterrichten? 
Heute gehõrt das kompetenzorientierte 
Unterrichten in der Ausbildung zum 
padagogischyn Rüstze.ug. Viele Lehr­
personen, die ihre Ausbildung vor liin­
gerer Zeit abgeschlossen haben, haben 
sich das kompetenzorientierte Ui::tter­
richten in der Weiterbildung und in der 

«DÜ� Schulteams sollen 
diese neue, kompetenz­
ori.entielte Unterrichtsform 
miteinander erarbeiten 
und urnsetzen.» 

Pràxis angeeignet. Trotzdem wird es 
Vorbereitungen zur Anwendung · des 
neuen Lehrplans brauchen. Deshalb 
müssen wir uns die nõtige Zeit für die 
Umsetzung nehmen. Wir wollen den-LP 
21 wie viele andere Kantone ab dem 
Schuljahr 2017/2018 einführen, und 
zwar gestaffelt. Ab 2021 sollte er dann 
überall zum Einsatz kommen. 

. Wie wird die Weiterbildung ausseh�n? 
Die padagogische Hochschule macht 
sich für die Idee stark, nicht in erster 
Linie auf zentrale Kurse zu setzen. Sie 
will die Einführung an den Schulen, also 
vor Ort, ermõglichen. Die Schulteams 
sollen diese neue Unterrichtsform mit­
einander erarbeiten und umsetzen. Da­
neben wird es Weiterbildungsangebote 
- voraussichtlich freiwillige - der pad­
agogischen Hochschule geben. 

Verteidigt den Lehrplan 21: Bildungsdirektorin Regine Aeppli. CHRISTOPH RUCKSTUHL l NZZ 

Wie viele zeitliche und finanzielle Res­
sourcen stehen im Kanton Zürich für die 
Unisetzung des LP 21 zur Verfügung? 
Die notigen Mittel müssen im Konso-

. lidierten Entwicklungs- und Finanzplan 
(KEF) eingestellt werden. Die Kosten 
werden davon abhangen, wie viele 
Weiterbildungsmodule angeboten wer­
den und wie viele Lehrpersonen von 
diesem Angebot Gebrauch machen. 

Sind die Weiterbildungen in den Schulen 
da inbegriffen? 
Unsere Überlegungen haben sich bis­
her nur auf die vom Kanton zu -tra­
genden Kosten bezogeri. Grun'dsatzlich 
mõchten wir die Einführung in die 
unterrichtsfreie Zeit legen, zum Bei­
spiel in die letzte Sommerferienwoche 
der Schulen - mit rechtzeitiger An-
kündigung. 

' 

Kritisiert wurde, dass die Sfundentafel 
mit Vorgaben des LP 21 beinahe gefüllt 
wird und wenig Raum für kantonale 
oder schulische Eigenheiten bleibt. 
Wrr werden wie angekündigt im Kan-. 
ton eine Vernehrnlassung durchführen, 
wenn der LP 21 einmal in die Zürcher 
Stundentafel eingearbeitet ist. Das wird 
eine wichtige Aufgabe des Bildurigsrats 
sein; wie das Resultat aussieht, kann ich 
noch nicht sagen. Der Füllgrad von 80 
Prozent lasst im Kanton Zürich einen 
gewissen Spielraum offen. 

Wie steht es rnit dem spezifisch zürcheri­
schen Fach Religion und Kuhur? 
Der LP 21 ist kompatibel mit diesem 
Fach. Man hat im Rahmen d.er Konsul­
tation gewünscht, dass der Unterricht, 
namentlich in d er Primarschule, . auch 
auf das bezogen sein soll, was die Schü­
lerinnen und · Schüler in ihrem Umfeld 

erleben und wahrnehmen .. Dazu ge­
hõren zum Beispiel die christlichen Fes­
te und Überlieferungen. Das ist auch im 
Zürcher Lehrplan für Religion und Kul­
tur, der f4r das LP-21-Team wichtige 
Impulse gab, so vorgesehen. 

· W er darf die 20 Prozent Freiraum füllen, 
der Kanton oder die einzelnen Schulen? 
Es sind vor allem die einzelnen Schulen. 
Sie sollen Zeit .für Projektarbeit oder 
Spezialthemen einsetzen kõnnen - na­
türlich in Übereinstimmung mit den 
Zielen des Lehrplans. 

Ist der LP 21 nun <<das grosste Re­
formvorhaben seit der Etablierung der 
Volksschule» oder bloss die «schriftliche 

· Fixierung dessen, was im Kanton bereits 
Praxis ist»? 
Er ist weder das eine noch das andere, 
er ist in erster Linie ein Harmonisie­
rungsprojekt der Kantone, das den 
aktuellen erziehungswissénschaftlichen 
Erkenntnissen Rechnung tragt. Es gibt 
Facher, in denen ·der Unterricht dank 
neuen Lehrmitteln schon seit einiger 
Zeit starker kompetenzorientiert aus­
gerichtet ist als in anderen. Es geht dar­
um, die unterschiedlichen Ansatze bes­
ser aufeinander abzustimmen. · Dafür 
braucht es zum Teil auch neue Lehrmit­
tel. Im Fach Franzõsisch etwa ist di e Ab­
lõsung der <<Envol>>-Reihe bereits in 
Auftrag gegeben worden. 

Kann eirie so grundlegende Anderunft'in 
der Kompetenz des Bildungsrats blei­
ben? Gibt es ein Defizit an demokrati­
scher Legitimation? Vorstasse dazu sind 
im Kantonsrat hiingig. 
Es geht wie gesagt um eine Harmonisie­
rung. Die demokratische Verankerung 

' des LP 21 entspricht g ena u der vom Ge-

setz vorgesehenen Arbeitsteilung. Der 
Bildungsrat ist durch seine Wahl irn 
Kantonsrat und durch das Gesetz, das 
seine Zusammensetzung vorschreibt, 
legitimiert. Der Erlass. und die Ãnde­
rung von Lehrpliinen sind eine gesetz­
liche festgeschriebene Kernkompetenz 
des . Bildungsrats. Es gibt kein Demo­
kratiedefizit. 

Braucht es angesichts der zum Teil hefti­
gen K.ritik mehr offizielle Informations­
und Aufklarungsarbeit? 
Ich habe in der Überarbeitungsphase 
festgestellt, dass die Unterstützung für 
den Lehrplan und die Harmonisierung 
sehr breit abgestützt ist, Aber ich habe 
auch imrner wieder die Erl�hrung ge­
macht, dass jedes Thema in der Bildung 
kontrovers diskutiert wird. Das gilt 
umso mehr für ein Grossprojekt wie 
einen kantonsübergreifenden Lehrplan. 

Hat das damit zu tun, dass am LP 21 
wiihrend sehr langer Zeit in einem vor 
der Offentlichkeit geschützten Raum ge­
arbeitet wurde? 
Ein Lehrplan ist ein · padagogisches 
Werkzeug für die Schulen, Seine Er­
arbeitung geliort in die Hiinde von 
Fachleuten und nicht in die Leserbrief� 
'spalten und Blogs. Es gibt genau wie in 

«Ein Lehrplan ist ein 
. padagogisches Werkzeug · 

fur die Schulen. Seine 
Erarbeitung

. 
gehõrt in di e 

Hande von Fachleuteh.>> 

· andern Fachbereichen auch in der Pad-. 
agogik und Didaktik fachliche Stan­
dards.'Über die Anwendung von Heil­
mitteln gibt es auch keine Abstimmun­
gen; eine Fachbehõrde entscheidet, wel­
che sie zulasst und welche nicht. Die 
ganzen Kontroversen drehen sich in der 
Padagogik stark um Haltungen und 
Werte und gar nicht so sehr um das 
Fachliche. Bei der Arbeit am LP 21 war 
von Anfang an klar, dass es nicht darum 
gehen kann, den Schülerinnen und 
Schülern weltanschauliche, religiõse 
oder politische Werte vorzugeben. 
Trotzdem wur.den in den Konsultatio" 
nen zahlreiche BefürchtUngen dazu ge­
aussert. Darum soll noch klarer gesagt. 
werden, dass es darum geht, die Schüle­
rinneh und Schüler zu befahigen, Hal­
tungen und Werte einzuordnen und 
gegeneinander abzuwagen, das heisst, 
ihnen zu ermõglichen, sich ein eigenes 
Urteil zu bilden. 

Das Ganze ist ein Harmonisierungspro­
.jekt, aber ausgerechnet in der Sprachen­
frage bleibt man auf dem alten Stand ste-· 
hen. Muss sie neu aufgerollt werden? 
In unserem viersprachigen Lànd ent­

. scheiden nicht di e Sprachregionen 
über die Fremdsprachen. Sie sind eine 
gesamtschweizerische Angelegenheit. 
Der sprachregionale LP 21 basiert 
auch diesbezüglich auf den Vorgaben 
des Harmos-Konkordats. Die Frage 
der Fremdsprachen und ihrer Reihen­
folge wird uns wohl. weiterhin beschiif­
tigen, aber wir sind gut beraten, einen 
Sprachenstreit zil vermeiden. Ich bin 
nach wie vor überzeugt von der Rich­
tigkeit des Ansatzes, den wir 2004 ge­
wiihlt haben. Auch Bundesrat Alain 
Berset ist ein erkliirter Befürworter 
der Lõsung, welche die Schweizerische 
Konferenz der kantonalen Erziehungs­
direktoren (EDK) damals fand . 

Die SP denkt darüher nach, o 

eine Frau in den Regierungsr 
wahlkampf zu steigen. Selbst 
Feministinnen in der Partei 
sehen das jedoch gelassen. 

jhu. · «Her mit Frauenquoten!>>. 
derte Julia Gerber Rüegg ·energis1 
einem SP-Parteitag. Das war im 
2011, als sie noch Co-Prasidenti:I 
SP-Frauen Schweiz war. Drei Jalm 
te r n un bringt de r Zürcher SP-Pras 
Daniel Frei die Variante ins Spiel, ' 
tuell mit zwei Maruiern ins Renne 
den Regierungsratssitz zu steigen. 
ziell hat es die SP zwar noch nicl 
stãtigt, aber die NZZ weiss aus z 
lassigen Quellen, dass Bildungsdir 
rin Regine Aeppli im April 2015 
mehr antreten wird (NZZ 14. 14: 
Variante eines reinen Mannert 
mit dem" bisherigen Mario Fehl 
einem zweiten Kandidaten sei 
Tabu, sagt Frei. Infrage kame SP-1 
nalrat Daniel Jositsch. Auf Anfrag 
er, dass er am Regierungsra 

. grundsatzlich interessiert ware. : 
Entscheid werde er a):Jer erst J 
wenn Aeppli ·wirklich bekann· 
dass sie nicht mehr antreten woll< 

Kann eine Partei, die sich seit 
zehnten für die Gleichstellung 
macht, keine ei:nzige Frau in den] 
rungsratswahlkampf schicken? 
das auch noch vor dem Hinteq 
dass die beiden Frauen im Gre1 
Regine Aeppli und Ursula Gut 
abtreten? 

Auch über diese Frage müss1 
offen diskutieren kõnnen, findet 
nistin Gerber .. Rüegg. Wichtiger < 
Geschlecht sei, dass sich die Kand 
für Gleichstellung einsetzten. Sell 
standlich werde sie sich aber daffu 
machen, dass die Partei eine Fra 
stelle, sofern denn Aeppli wirkli 
rücktrete. «Und ich bin auch zuve 
lich, dass wir eine passende Kan( 
finden.>> Bereits in Stellung gebra' 
sich SP-Nationalratin Chantal G 
<<Wenn Regine Aeppli nicht mehr 
ten sollte, hatte ich Interesse an 1 
Amt>>, sagte sie gegenüber dem 'i 
thurer «Landboten>>. Ebenfalls • 
nannt werden ihre Nationalratsk 
Jacqueline Fehr und die Wmte1 
Stadtratin Yvonne Beutler. 

Es gehe darum, die besten Ki 
wahlen, egal ob mâ�:mlich oder 
lich, findet SP-Kantonsratin 
Ziegler. Sicher hiitten die Sozia 
kraten eine besondere Sensibili 
das Thema, aber die Basis soll 
verschiedene Strategien befinde 
nen. Auch der neue Juso-Pr: 
Fabian Molina, der in der SP-I 
zustiindig ist für Gleichstellungs 
meint, man müsse über die Frag 
reinen Mannerkandidatur erge 
fen diskutieren. <<Ailerdings wi 
der Linken sicher nicht schlech1 
hen, mit einer Frau gegen die · 
liche Altherrenregierung. anzu1 
so Molina. SP-Prasident Frei sa. 
es selbstverstandlich verschiede 

' trachtungswei�en gebe, nieman< 
Partei wolle aber ein grundsa 
Denkverbot. 

Nominieren wird die SP ihl 
didaten am 21 November. Die S 
will die SP vorher - mõglicher\1 
August - festlegen. Parteiinte 
stritten ist namlich auch, o b : 
suchen · soll, einen dritten Sitz 

Das ist die eine Frage, die kontrovers 
diskutiert wird. Die andere ist die nach 
dem Sinn der zweiten Fremdsprache in 
der Primarschule, die im LP 21 jetzt 
auch verankert ist. Muss mdn das bald. 

. Regierung zu erobern. Es ist in 
kein Geheimnis, dass Regie1 
Mario Fehr dezidiert gegen dies 
ist. Jungsozialist Molina ist 
überzeugt von den Chancen ein 
erkandidatur. Das Risiko, damit 
werdenden SP-Sitz zu gefiihrder 
tet er als gering. Die zwei Reg 

'wieder iindern? l ratssitze der SP seien relativ stal 
Auch das ist ni

.

cht das Thema des Lehr- serdem hatten auch die Bürg 
plans 21. . ' .;llit dem Abgang von Ursula G 

Interview·: Walter Bernet Sitz zu verteidigen. 
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